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Sehr geehrter Herr 1. Bürgermeister Schnitzler,

die Corona-Krise hat deutlich gezeigt, dass Kindern und Jugendlichen von politischer Seite 
zu wenig Beachtung geschenkt wird. Diese Bevölkerungsgruppe hatte besonders unter den 
harten Lockdown-Bedingungen zu leiden, spielen sich doch die sozialen Kontakte meist in 
Kindergärten und Schulen ab. Auch Spiel- und Sportplätze waren lange Zeit geschlossen. 
Die Professorin für Klinische Kinder- und Jugendpsychologie Silvia Schneider hat in einem 
Interview für das Bundeministerium für Bildung und Forschung berichtet, dass ein Drittel der 
Kinder auf die Situation mit emotionalen und Verhaltensauffälligkeiten reagiert. Um ihre Inter-
essen besser vertreten zu können, sollten Kinder und Jugendliche mehr Mitspracherechte 
erhalten. Dies würde neue Sicht- und Denkweisen eröffnen und bestehende Diskurse um fri-
sche Ideen bereichern.

Zumindest auf kommunaler Ebene ließe sich dies durch die Installierung eines Jugendparla-
ments umsetzen. Konkret hätte es für Pöcking beispielsweise den Spielplatz am beccult mit-
gestalten oder an Lösungsansätzen für das „Problem“ am Minispielfeld arbeiten können. Zu-
künftige Projekte könnten eine mögliche Skateranlage oder aber auch die Mitgestaltung öf-
fentlicher Aufenthalts- und Sportflächen sein.

Daher bitte ich Sie im Namen der Fraktion von Bündnis 90/DIE GRÜNEN den folgenden An-
trag auf die Tagesordnung der nächsten Gemeinderatssitzung zu setzen:

ANTRAG

Der Gemeinderat der Gemeinde Pöcking möge beschließen:

Um Kindern und Jugendlichen mehr politische Teilhabe zu ermöglichen, soll die Ver-
waltung eine Satzung für ein Jugendparlament ausarbeiten und Vorbereitungen zur 
Umsetzung eines solchen zum nächstmöglichen Zeitpunkt treffen. Folgende Punkte 
sollen dabei besondere Beachtung finden:

- Das Wahlrecht sollen Kinder und Jugendliche zwischen 10-21 Jahren erhalten
- Wählbar sollen Kinder und Jugendliche zwischen 14-21 Jahren sein



- Kinder- und jugendspezifische Themen sollen dem Jugendparlament einen Monat vor
Beratung im Gemeinderat bzw. seinen Ausschüssen vorgelegt werden

- Dem Jugendparlament möge jährlich ein Budget von 5.000 Euro zur Verfügung ste-
hen

- Vom Jugendparlament ausgewählte Mitglieder mögen Rederecht im Gemeinderat 
bzw. seinen Ausschüssen erhalten

- Dem Jugendparlament möge ein eigener Auftritt auf der gemeindeeigenen Homepa-
ge gewährt werden, um als Ansprechpartner nach außen sichtbar zu werden

- Die Vorstellung der zu wählenden Kandidaten möge über die Verwaltung organisiert 
werden

- Dem Jugendparlament soll ein Ansprechpartner zur Seite gestellt werden (vorzugs-
weise aus der Mitte der Verwaltung)

- Anträge aus dem Jugendparlament müssen innerhalb von drei Monaten vom Ge-
meinderat behandelt werden

Begründung:

- Kinder und Jugendliche haben einen besseren Blick auf sie betreffende Angelegen-
heiten (z.B. Spiel- oder Sportplätze), werden aber bisher kaum angehört.

- Ein Jugendparlament führt Kinder und Jugendliche schon früh an demokratische 
Werte und Grundverständnisse heran.

- Ein Jugendparlament ist ein geeigneter Ansprechpartner für die Wünsche von Kin-
dern und Jugendlichen.

- Ein Jugendparlament erweitert den politischen Horizont und setzt neue Impulse.

Als Beispiele können u.a. die Jugendparlamente von Weil am Rhein oder Pfaffenhofen her-
angezogen werden. 

Anlagen: 
Satzung des Jugendparlaments von Weil am Rhein
Satzung des Jugendparlaments von Pfaffenhofen

Mit freundlichen Grüßen

Christoph von Gronau
Fraktionsvorsitzender



Jugendparlament Weil am Rhein 
 
 

Grundsätze für die Arbeit  
des Jugendparlaments der Stadt Weil am Rhein 

 
vom 13. Juli 1998, in der Fassung vom 01. März 2005 

 
 
1. Ziele und Aufgaben 
 
1.1 Ziele 
 

Die Jugendlichen der Stadt Weil am Rhein sollen sich über das Jugend-  
parlament öffentlich engagieren und ihre Wünsche, Ideale, Kritik und Fragen 
in die kommunalpolitische Diskussion einbringen. Die nach demokratischen 
Grundsätzen gewählten Vertreter der Jugendlichen vertreten deren Interessen 
gegenüber Gemeinderat, Stadtverwaltung und Öffentlichkeit. 

 
Mit der Bildung des Jugendparlaments sollen die Jugendlichen in den demo-
kratischen Willensbildungsprozess einbezogen werden und das politische  
Verantwortungsbewusstsein gefördert werden. 
 

 
1.2 Aufgaben 
 

Aufgabe des Jugendparlamentes ist es, in allen die Jugend betreffenden 
Angelegenheiten mitzuwirken. Dies gilt vor allem für Bildungs-, Sozial- und 
Umweltfragen, aber auch für alle anderen Themenbereiche. 

 
Das Jugendparlament ist beratend an der inhaltlichen Ausgestaltung des Etats 
der Stadtjugendpflege im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel beteiligt. 
Über laufende und geplante Maßnahmen und Aktivitäten der Stadtjugend- 
pflege soll das Jugendparlament informiert werden. 

 
Das Jugendparlament kann eine Geschäftsstelle einrichten. 

 
 
 
2. Bildung des Jugendparlaments 
 
2.1 Wahlen 
 

Die Wahl zum Jugendparlament findet alle zwei Jahre statt. 
 

Das aktive und passive Wahlrecht besitzen die Jugendlichen aller Nationali- 
täten, die am Wahltag 14 aber höchstens 20 Jahre alt sind und zum Zeitpunkt 
der Wahl seit mindestens sechs Monaten in Weil am Rhein ihren Hauptwohn-
sitz haben. 
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Das passive Wahlrecht besitzen auch Jugendliche, die ihren Hauptwohnsitz 
nicht in Weil am Rhein haben, jedoch hier eine Schule besuchen oder ihren 
Ausbildungsplatz haben. 

 
Mindestens zwei Drittel der Mitglieder des Jugendparlaments müssen ihren 
Hauptwohnsitz in Weil am Rhein haben. 

 
Die Kandidaten, auf welche die meisten Stimmen entfallen, sind gewählt. 

 
Aus der Mitte der gewählten Kandidaten werden die Arbeitskreise gebildet. 

 
 
 
2.2 Zusammensetzung 
 

Das Jugendparlament besteht aus 18 gewählten, ehrenamtlich tätigen 
Jugendlichen. 

 
Das Jugendparlament wählt mit absoluter Mehrheit einen Vorstand, bestehend 
aus einem Vorsitzenden, dessen ersten und zweiten Stellvertreter, einen 
Schatzmeister und einem Pressereferenten, der gleichzeitig Schriftführer ist. 

 
Der Oberbürgermeister gehört dem Jugendparlament und dem Vorstand als 
beratendes Mitglied an. Er soll an den Sitzungen des Jugendparlaments 
teilnehmen oder eine/n Vertreter/in oder Beauftragte/n entsenden. 

 
Der Vorstand vollzieht die Beschlüsse des Jugendparlaments mit Unter- 
stützung der Stadtverwaltung. Er ist beschlussfähig, wenn mindestens drei 
Mitglieder anwesend sind. 

 
 
 
2.3 Ausschüsse 
 

Das Jugendparlament kann bei Bedarf für seine Arbeit Ausschüsse bilden und 
ihnen bestimmte Aufgabengebiete oder Angelegenheiten zur Vorberatung 
übertragen. In Sonderfällen oder für Detailentscheidungen, kann dem Aus- 
schuss auch Entscheidungskompetenz übertragen werden. 

 
Der Ausschuss besteht aus fünf Mitgliedern und wählt aus seiner Mitte einen 
Sprecher, der dem Jugendparlament, insbesondere dem Vorstand, Bericht 
erstattet. Die Ausschüsse erstatten dem Jugendparlament regelmäßig zu 
Beginn seiner Sitzungen Bericht über ihre Arbeit. 

 
In die Ausschüsse können sachkundige Personen als Mitglieder berufen 
werden. 
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Für den Geschäftsgang gelten im übrigen die Vorschriften des Jugend-  
parlaments entsprechend. 

 
 

 
3. Rechtsstellung und Unterstützung des Jugendparlaments 
 
3.1 Stadtverwaltung 
 

Die Stadt unterstützt die Arbeit des Jugendparlaments. 
 

Die Stadtverwaltung und die Gemeinderäte arbeiten mit dem Jugend-  
parlament im erforderlichen Umfang zusammen. Sie helfen in inhaltlicher und 
organisatorischer Hinsicht und mit zweckdienlichen Auskünften. 

 
Die Stadt soll dem Jugendparlament für seine Arbeit Haushaltsmittel im 
Rahmen der finanziellen Möglichkeiten zur Verfügung stellen. Außerdem stellt 
sie dem Jugendparlament einen geeigneten Sitzungsraum unentgeltlich zur 
Verfügung. 

 
Der Vorsitzende des Jugendparlaments und seine beiden Stellvertreter er- 
halten die Einladungen mit Erläuterungen für die öffentlichen Sitzungen des 
Gemeinderates und der Ausschüsse. 

 
Die Schreibarbeiten werden durch die Stadtverwaltung erledigt. 

 
 
 
3.2 Gemeinderat 
 

Beschlüsse des Jugendparlaments, für deren Behandlung der Gemeinderat 
oder dessen Ausschüsse zuständig sind, werden diesem vorgelegt. Be- 
schlüsse, die durch 2/3 Mehrheit gefasst werden, sollen auf die Tagesordnung 
genommen werden. 

 
Die Beschlüsse des Jugendparlaments werden durch Mitglieder des Jugend-
parlaments erläutert. Diese werden durch das Jugendparlament selbst be- 
stimmt. 

 
Bis zu zwei Vertreter des Jugendparlaments sollen auf dessen Wunsch vom 
Gemeinderat einschließlich dessen Ausschüsse und vom Oberbürgermeister 
zu wichtigen Angelegenheiten, die Jugendliche betreffen – ausgenommen 
Schulangelegenheiten, für die der Schulbeirat anzuhören ist – gehört werden. 
Sie gelten insofern als sachkundige Einwohner (§ 33 (3) GemO). 

 
Vorschläge, Beschlüsse und Anträge des Jugendparlaments sollen von den 
genannten in angemessener Frist behandelt werden. 
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4. Pflichten der Jugendparlamentsmitglieder 
 
4.1 Verschwiegenheit 
 

Die Mitglieder des Jugendparlaments sind zur Verschwiegenheit verpflichtet, 
über alle Angelegenheiten, deren Geheimhaltung gesetzlich vorgeschrieben, 
besonders angeordnet oder ihrer Natur nach erforderlich sind. Über alle in 
nicht öffentlicher Sitzung behandelten Angelegenheiten sind die Mitglieder und 
die zur Beratung zugezogenen Personen so lange zur Verschwiegenheit 
verpflichtet, bis sie der Vorsitzende von der Schweigepflicht entbindet. 

 
Mitglieder des Jugendparlaments und sonstige Sitzungsteilnehmer dürfen 
Kenntnisse von geheim zu haltenden Angelegenheiten nicht unbefugt ver- 
werten. Gegen dieses Verbot verstößt insbesondere, wer aus Kenntnis ge- 
heim zu haltende Angelegenheiten für sich oder Dritte Vorteile zieht oder 
ziehen will. Solche Verstöße können durch Beschluss des Jugendparlaments 
mit Sitzungsausschluss geahndet werden. 

 
 
 
4.2 Annahme der Wahl, Amtszeit, Pflichten, Ausscheiden, Nachrücken 
 

Die Jugendlichen, die die Wahl in das Jugendparlament angenommen haben, 
sind verpflichtet, das Ehrenamt während der zweijährigen Amtszeit auszu- 
üben. 

 
Die Amtszeit endet mit der konstituierenden Sitzung des neuen Jugend-  
parlaments, die innerhalb von zwei Monaten nach der Wahl durchzuführen ist. 
Ein Mitglied des Jugendparlaments, welches innerhalb der Amtszeit seinen 
Hauptwohnsitz in Weil am Rhein aufgibt, aber seinen Lebensmittelpunkt (wie 
zum Beispiel Schule, Ausbildungsplatz) in Weil am Rhein beibehält, scheidet 
nur auf eigenen Wunsch aus.  Außerdem kann ein Mitglied des Jugend- 
parlaments sein Ausscheiden aus wichtigem Grund verlangen. Ob ein solcher 
Grund vorliegt, entscheidet das Jugendparlament. 

 
Tritt ein Gewählter nicht in das Jugendparlament ein oder scheidet er im Laufe 
der Amtszeit aus, rückt der Bewerber mit den meisten Stimmen nach. Falls ein 
solcher nicht vorhanden ist, bleibt der Sitz für den Rest der Amtszeit unbe- 
setzt. 

 
Nach dreimaligem unentschuldigtem Fehlen scheidet ein Mitglied des Jugend- 
parlaments automatisch aus.  

 
Scheidet ein Mitglied des Vorstandes aus, so wird aus den Reihen der 
Jugendparlamentarier das Amt durch eine Neuwahl besetzt. 

 
Die Mitglieder des Jugendparlamentes müssen ihre Tätigkeit uneigennützig 
und verantwortungsbewusst ausüben. 
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5. Sitzungen 
 
5.1 Allgemeines 
 

Die Mitglieder des Jugendparlaments sind verpflichtet, an den Sitzungen des 
Jugendparlaments teilzunehmen. Bei Verhinderung ist der Vorstand bzw. die 
Geschäftsstelle unter Angabe des Grundes rechtzeitig vor der Sitzung zu 
verständigen. 

 
Sie sind verpflichtet, zu den Sitzungen rechtzeitig zu erscheinen und ihnen bis 
zum Schluss beizuwohnen. Will ein Mitglied die Sitzung vor ihrem Ende ver- 
lassen, hat er sich beim Vorstand abzumelden. 

 
Der Vorsitzende beruft das Jugendparlament schriftlich mit angemessener 
Frist ein und legt die öffentlichen bzw. nicht öffentlichen Tagesordnungspunkte 
fest. Er leitet die Sitzungen, vertritt dieses nach außen und ist insbesondere 
Ansprechpartner für die Stadt. Er handhabt bei den Sitzungen die Ordnung 
und übt das Hausrecht aus. 

 
Sitzungen sind grundsätzlich öffentlich, ausnahmsweise kann auch nicht 
öffentlich verhandelt werden. Während der Sitzung sind Tagesordnungspunkte 
auf Beschluss als nicht öffentlich zu erklären. Die Sitzungen beginnen in der 
Regel nicht vor 18.00 Uhr und sind bis spätestens 21.30 Uhr zu beenden. 

 
Es sollen sechs Sitzungen pro Jahr stattfinden. Wenn ein Viertel der Mitglieder 
es wünschen, ist binnen drei Wochen eine Sitzung einzuberufen. 

 
Zu Beginn jeder Sitzung muss eine Fragestunde abgehalten werden, in der 
die Zuhörer die Möglichkeit der Meinungsäußerung haben. 

 
 
 
5.2 Geschäftsverlauf 
 

Anträge zur Tagesordnung werden grundsätzlich aus den Reihen der Mit- 
glieder des Jugendparlaments gestellt. Anträge der Stadtverwaltung sind 
durch den Vorsitzenden in die Tagesordnung der nächsten Sitzung auf- 
zunehmen. 

 
 
 
5.3 Redeordnung 
 

Rederecht besteht für die Mitglieder des Jugendparlaments. Der Vorsitzende  
kann sachkundigen Personen das Wort erteilen. Die Rednerliste wird durch 
den Vorsitzenden geführt und auf Beschluss beendet. In Ausnahmefällen 
können Beiträge außerhalb der Rednerliste zugelassen werden. 
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5.4 Abstimmung 
 

Das Jugendparlament ist beschlussfähig, wenn mindestens 50 Prozent der 
Mitglieder des Jugendparlaments anwesend sind und unter ihnen der 
Vorsitzende oder einer seiner Stellvertreter ist. Ist das Jugendparlament 
wegen Abwesenheit von Mitgliedern nicht beschlussfähig, muss eine zweite 
Sitzung stattfinden, in der es beschlussfähig ist, wenn mindestens der Vor- 
sitzende oder einer seiner Stellvertreter und acht Mitglieder anwesend sind; 
bei der Einladung ist hierauf hinzuweisen. Diese hat rechtzeitig zu erfolgen. 

 
Für allgemeine Anträge reicht eine einfache Mehrheit aus. Die Abstimmungen 
erfolgen grundsätzlich offen und nur auf Antrag geheim. Beschlüsse werden 
mit Stimmenmehrheit gefasst, wobei Stimmenthaltungen nicht gewertet wer- 
den. Bei Stimmengleichheit ist ein Antrag abgelehnt. 

 
 
5.5 Protokoll 
 

Über den Inhalt der Beratungen des Jugendparlaments ist ein Protokoll zu 
fertigen. Es muss insbesondere Tag, Ort, Beginn und Ende der Sitzung, den 
Namen des Vorsitzenden, die Namen der Anwesenden und der abwesenden 
Mitglieder, die Gegenstände der Beratung, die Anträge, die Abstimmungs- und 
Wahlergebnisse und den Wortlaut der Beschlüsse enthalten. 

 
Das Protokoll wird vom Schriftführer geführt und unterzeichnet sowie vom 
Vorsitzenden oder einem Stellvertreter gegengezeichnet. 

 
Die Protokolle über öffentliche und nicht öffentliche Sitzungen sind getrennt zu 
führen. Das öffentliche Protokoll sollte spätestens mit der Versendung der 
Einladung zur nächsten Sitzung den Mitgliedern des Jugendparlaments 
vorliegen. 

 
Eine Ausfertigung des Protokolls erhält die Stadtverwaltung zur Kenntnis- 
nahme. 

 
 
 
6. Änderung dieser Grundsätze, Inkrafttreten 
 

Zur Änderung dieser Grundsätze ist eine 2/3 Mehrheit aller Mitglieder des 
Jugendparlaments erforderlich. Änderungen werden mit Zustimmung des 
Gemeinderates wirksam. 

 
 



Satzung des Jugendparlament Pfaffenhofen 
(Stand 2012) 

 
§1 Arbeitsweise und Zielsetzung 

 
1. a) Das Jugendparlament vertritt die Interessen Jugendlicher gegenüber der 
        Stadt Pfaffenhofen und berät den Stadtrat bei Angelegenheiten, die Jugend-  
        liche betreffen. 
    b) Das Jugendparlament setzt sich u.a. das Ziel, die bereits vorhandenen     
        Strukturen der Jugendarbeit zu vernetzten. 
2. Das Jugendparlament leitet ihre im Protokoll festgehaltenen Beschlüsse ohne  
    Verzögerung an den Stadtrat bzw. die Ausschüsse weiter. 
3. Das Jugendparlament gibt sich eine Geschäftsordnung zum Sitzungsverlauf. 
4. Eine Änderung der Satzung muss mindestens von 2/3 der Anwesenden  
    beantragt werden. 
 
 

§2 Zusammensetzung 
 

1. Das Jugendparlament setzt sich zusammen aus 15 Mitgliedern  
(+ Überhangmandate). 

2. In das Jugendparlament können Jugendliche in einem Alter zwischen 14 und 
einschließlich 21 Jahren gewählt werden. 

3. Die Mitglieder des Jugendparlamentes müssen im Stadtgebiet Pfaffenhofen 
wohnhaft sein oder eine Pfaffenhofener Schule besuchen oder dort arbeiten oder 
eine Ausbildung absolvieren. 

4. Überschreitet ein Mitglied während einer Legislaturperiode das 21. Lebensjahr, 
bleibt es bis zur nächsten Wahl Mitglied des Jugendparlamentes. 

5. Wer die Anforderungen aus 3. nicht mehr erfüllt, scheidet aus dem 
Jugendparlament aus. 

6. Tritt ein Mitglied während einer Legislaturperiode zurück, muss es einen Antrag 
auf Entlassung stellen. 

7. Das Jugendparlament wählt in der ersten Sitzung aus seiner Mitte drei 
Vorsitzende. 
Die drei Vorsitzenden übernehmen das Amt des ersten Vorsitzenden abwechselnd 
für je 8 Monate. Ansonsten bekleiden sie das Amt der Stellvertreter. 
In jeder Sitzung wird das Amt des Schriftführers/der Schriftführerin in 
alphabetischer Reihenfolge weitergegeben. 

8. Die drei Vorsitzenden übernehmen, nach dem in 7. genannten Prinzip auch die 
Aufgabe der Sprecher, der Vertretung gegenüber der Öffentlichkeit und die 
Verwaltung der Finanzen. 

9. Die drei Vorsitzenden, werden mit der Mehrheit der Mitglieder in getrennten 
Wahlgängen, aus ihrer Mitte gewählt. Erreicht keiner der Kandidaten für ein Amt 
im ersten Wahlgang die Mehrheit der Stimmen der Mitglieder, erfolgt eine 
Stichwahl zwischen den beiden Kandidaten mit den meisten Stimmen, bei 
Stimmengleichheit entscheidet dann das Los. Jede Person kann nur ein Amt 
übernehmen. 

10. Anwesenheit an den Sitzungen ist Pflicht, ein Fehlen ist nur durch triftige Gründe 
zu entschuldigen. 

 



 
§3 Wahl 

 
1. Die Wahl zum Jugendparlament findet alle 2 Jahre statt. 
2. Wählen darf, wer seinen Wohnsitz im Stadtgebiet Pfaffenhofen  
    hat, oder eine Pfaffenhofener Schule besucht, und sich vorher ins Wahlregister   
    hat aufnehmen lassen und zum Zeitpunkt der Wahl das 14. Lebensjahr      
    vollendet und das 22. noch nicht erreicht hat. 
3. Die Wahl erfolgt im Wahllokal und erstreckt sich über den Zeitraum von  
    zwei aufeinanderfolgenden Wochenenden. 
4. Die 15 Kandidaten mit den meisten Stimmen sind gewählt. 
    Wenn bei der Besetzung des 15. Mandats Gleichheit der Stimmen vorliegt,  
    sind die Kandidaten mit den jeweils gleichen Stimmen gewählt. Die Anzahl   
    der Mandate erhöht sich dementsprechend. 
5. Jede/r Wahlberechtigte kann 15 Stimmen vergeben, wobei jedem/jeder  
    Kandidaten/Kandidatin nur eine Stimme gegeben werden kann. 
6. In das Jugendparlament sollten höchstens 5 auswärtige Schüler gewählt  
    werden. 
  
 

§4 Zusammenarbeit mit dem Stadtrat 
 

1. Anträge des Jugendparlamentes an den Stadtrat bringt der Bürgermeister  
    unverzüglich, spätestens nach 2 Monaten in den Stadtrat ein. 
2. Zwei Vertreter/innen des Jugendparlamentes haben das Recht, den jeweiligen  
    Antrag in der Sitzung des Stadtrates und seiner Ausschüsse zu begründen. 
3. Der Bürgermeister informiert den Vorsitzenden schriftlich über alle  
    öffentlich zu behandelnden Punkte in Ausschüssen und Stadtrat, die die  
    Jugendlichen der Stadt Pfaffenhofen betreffen. Die Information geschieht  
    sofort nach Fertigstellung der Ladung und geht dem Vorsitzenden  
    spätestens eine Woche vor der jeweiligen Sitzung zu. Die Mitglieder des    
    Jugendparlamentes sind berechtigt, bei den jeweils zuständigen Amts- und  
    Abteilungsleitern Informationen über Punkte einzuholen, mit denen sich das  
    Jugendparlament befassen will. Das Jugendparlament kann zu allen  
    Punkten eine schriftliche Stellungnahme abgeben, die vom Sitzungsleiter der  
    Ausschuss- bzw. Stadtratssitzungen diesen in vollem Wortlaut vorgetragen 
    wird. Der Stadtrat bzw. Ausschuss setzt sich mit der Stellungnahme des   
    Jugendparlamentes im Zuge der Beschlussfassung auseinander.  
4. Das Jugendparlament bekommt von der Stadt Pfaffenhofen einen eigenen Etat  
    zur Verfügung gestellt, den es in eigener Verantwortung verwaltet. Die  
    Verwendung der Gelder wird jährlich nachgewiesen. Mit diesem  
    Etat finanziert das Jugendparlament seine Projekte und deckt die Kosten 
    seines laufenden Geschäftsbetriebes. Darüber hinaus erforderliche Geldmittel    
    beantragt es im Einzelfall bei der Stadt Pfaffenhofen. 
5. Die Stadt Pfaffenhofen stellt dem Jugendparlament geeignete Räumlichkeiten  
    und Ausstattung zur Verfügung. 
 
 


